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(Nr. 13287.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Errichtung einer Zentralanſtalt zur Förderung 
5 des genoſſenſchaftlichen Perſonalkredits vom 31. Juli 1895 im Wortlaut der Bekanntmachung 
vom 8. März 1924 (Geſetzſamml. S. 175) und zur Erhöhung der Stammeinlage des Staates 

bei dieſer Anſtalt. Vom 12. Dezember 1927. f 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel I. 


Das Geſetz über die Errichtung einer Zentralanſtalt zur Förderung des genoſſenſchaftlichen Perſonal⸗ 
kredits vom 31. Juli 1895 im Wortlaute der Bekanntmachung vom 8. März 1924 (Geſetzſamml. S. 175) 
wird wie folgt geändert: 


1. Die §§ 3 und 4 erhalten folgenden Wortlaut: 


83. 
Das Grundkapital der Anftalt beſteht aus 
1. einer der Anſtalt für die Dauer ihres Beſtehens gewährten Stammeinlage des Preußiſchen 
Staates, deren Höhe durch Geſetz beſtimmt wird, 


2. Stammeinlagen, mit denen ſich die im $2 genannten Vereinigungen und Unternehmungen, 
das Reich oder die deutſchen Länder am Grundkapital beteiligen. 


| 9 4. 
(1) Die näheren Vorſchriften über die Beteiligung (8 3 Nr. 2) trifft die Aufſichtsbehörde. 
(2) Die Beteiligung kann auch durch Übernahme von Teilen der Einlage des Preußiſchen 
Staates erfolgen. 
(3) Die Übernahme und die Abtretung von Stammeinlagen erfolgt durch eine Erklärung 
gegenüber dem Direktorium. Sie bedarf der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 
2. § 6 Abi. 2 wird zu folgendem Wortlaut ergänzt: 


e) Das Direktorium beſteht aus dem Präſidenten als Vorſitzenden, ſeinem Stell⸗ 
vertreter und der durch den Haushaltsplan feſtgeſetzten Anzahl von Mitgliedern. Der Finanz⸗ 
miniſter kann auf Vorſchlag des Direktoriums und nach Anhörung des Ausſchuſſes den ftell- 
vertretenden Mitgliedern des Direktoriums das Stimmrecht in den von ihnen ſelbſt bearbeiteten 
Angelegenheiten übertragen. 

3. Im 8 2 Abſ. 3, im 97 Abſ. 3 und im § 12 werden die Worte „der Preußiſchen Staatsregierung / 
durch die Worte „des Staatsminiſteriums“, im 8 6 Abſ. 3 durch die Worte „dem Staats⸗ 
miniſterium“ erſetzt. 
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4. Abſ. 2 des 8 8 erhält folgenden Wortlaut: 5 
Die Rechnungen der Anſtalt unterliegen der Prüfung durch die Oberrechnungs- 
kammer. Die feſtgeſtellte Rechnung über den Haushaltsplan wird mit dem Bemerken 
der Oberrechnungskammer zur Entlaſtung des Direktoriums dem Ausſchuſſe vorgelegt. 
5. Im § 10 Abſ. 2 und 3 wird an Stelle von „Goldmark“ geſetzt „Reichsmark“. 
6. Abſ. 4 des § 10 fällt fort. 
Artikel II. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, den Wortlaut des Geſetzes über die Errichtung einer Zentral- 
anſtalt zur Förderung des genoſſenſchaftlichen Perſonalkredits vom 31. Juli 1895 im Wortlaute der Be- 
kanntmachung vom 8. März 1924 (Geſetzſamml. S. 175) mit den aus dem vorſtehenden Artikel J ſich er⸗ 
gebenden Anderungen unter der Überſchrift 

„Geſetz über die Preußiſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe ! 
durch die Gefekfammlung zu veröffentlichen. i 
Artikel III. 
f 81. 

Die der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe vom Staate für die Dauer ihres Beſtehens als Grund⸗ 
kapital gewährte Einlage wird um 11 413 800 Reichsmark, alſo auf 45 000 000 Reichsmark erhöht. Das 
Erhöhungskapital iſt alsbald zur Verfügung zu ſtellen. b . 


82 
(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im 91 bewilligten Mittel im Wege des Kredits zu 
beſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen Schuld⸗ 
kapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf be⸗ 
willigte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung der Schuld 
aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 12. Dezember 1927. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Hirtſiefer. Steiger. Höpker Aſchoff. Schreiber. 


(Nr. 13288.) Verordnung zur Anderung des Wortlauts verſchiedener Geſetze und Verordnungen aus Anlaß 
des Fortfalls der Bezeichnungen „Gerichtsſchreiberei“ und „Gerichtsſchreiber“. Vom 9. De⸗ 
zember 1927. 


Auf Grund des Artikels 1 Abſ. 2 des Geſetzes zur Anderung der Bezeichnungen „Gerichtsſchreiberei“, „Gerichts⸗ 
ſchreiber! und „Gerichtsdiener“ vom 30. November 1927 (Geſetzſamml. S. 201) wird mit Wirkung vom 1. Januar 
1928 an verordnet, was folgt: 
Artikel 1. 
An die Stelle der Bezeichnung „Gerichtsſchreiber“ tritt die Bezeichnung „Geſchäftsſtelle“: 
1. in allen preußiſchen Geſetzen und Verordnungen, ſofern die Bezeichnung „Gerichtsſchreiber“ in Verbindung 
mit den Worten „zu (zum) Protokoll“ gebraucht iſt. Ausgenommen hiervon ſind die folgenden Vorſchriften: 
a) 5 14 Abſ. 1 Nr. 1 der Hinterlegungsordnung vom 21. April 1913 in der Faſſung der Geſetze vom 8. Juli 
1920, 9. Juni 1923 und 4. Januar 1924 (Geſetzſamml. 1913 ©. 225, 1920 S. 385, 1923 S. 277, 1924 
S. 19) 
b) § 25 Abſ. 6 der Gebührenordnung für Notare vom 28. Oktober 1922 in der Faſſung des Geſetzes vom 
12. April 1923 und der Verordnung vom 18. Dezember 1923 (Geſetzſamml. 1922 S. 404, 1923 S. 107, 
556). 5 
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2. im § 8 der Verordnung, betreffend die Kompetenzkonflikte zwiſchen den Gerichten und den Verwaltungs 
behörden, vom 1. Auguſt 1879 in der Faſſung der Geſetze vom 22. Mai 1902 und 25. Mai 1926 (Geſetz⸗ 
ſamml. 1879 S. 573, 1902 S. 145, 1926 S. 163). 


Artikel 2. 

: Das Geſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 21. September 1899 in der Faſſung der Geſetze vom 
18. März 1914, 8. Juni 1918 und 23. Juni 1920 (Geſetzſamml. 1899 S. 249, 1914 S. 35, 1918 S. 83, 1920 S. 367) 
wird wie folgt geändert: 

1. Der Artikel 60 Abf. 4 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 
Die Beglaubigung einer Unterſchrift durch den Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle des Amtsgerichts 
darf nur erfolgen, wenn die Unterſchrift in Gegenwart des Urkundsbeamten vollzogen oder anerkannt wird. 
2. Im Artikel 110 Abſ. 1 tritt an die Stelle der Bezeichnung „Gerichtsſchreiber“ die Bezeichnung „Urkunds⸗ 
beamter“. 
Artikel 3. 

Im 8 31 Abſ. 2 der Schiedsmannsordnung in der FJaſſung der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1924 
und des Geſetzes vom 25. November 1926 (Geſetzſamml. 1924 S. 751, 1926 S. 307) fällt das Wort „desſelben“ 
fort. 

Artikel 4. 

Der § 10 Abſ. 3 der Verordnung, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von 

Geldbeträgen, vom 15. November 1899 in der Jaſſung der Verordnungen vom 18. März 1904, 16. Mai 1923, 


12. April und 28. November 1924, 31. Oktober 1925 und 16. März 1926 (Geſetzſamml. 1899 S. 545, 1904 
S. 36, 1923 S. 271, 1924 S. 209 und 741, 1925 S. 153, 1926 S. 103) erhält folgende Faſſung: 


Die dem Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle und dem Gerichtswachtmeiſter obliegenden Geſchäfte werden 
von den dazu beſtimmten Beamten wahrgenommen. 


Artikel 5. 


Der § 2 Abf. 1 des Geſetzes, betreffend die Übertragung richterlicher Geſchäfte in Grundbuchſachen auf die 
Gerichtsſchreiber, vom 14. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 75) erhält folgende Faſſung: 

Wird die Anderung einer Entſcheidung des Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle in den Angelegenheiten, 
die ihm auf Grund des $1 zur ſelbſtändigen Erledigung übertragen worden ſind, verlangt, ſo iſt die Entſcheidung 
des Gerichts nachzuſuchen, dem er angehört. 

i Artikel 6. 

Soweit in den preußiſchen Geſetzen und Verordnungen die Bezeichnung „Gerichtsſchreiber “ in der Mehrzahl 
vorkommt und gemäß Artikel 1 Abſ. 1 des Geſetzes vom 30. November 1927 durch „Urkundsbeamter der Geſchäfts— 
ſtelle“ erſetzt wird, lautet die Bezeichnung künftig: „Arkundsbeamte der Geſchäftsſtelle“. 


Berlin, den 9. Dezember 1927. 


Siegel) Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Schmidt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. September 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Vereinigten Großkraftwerke Shleswig- 
Holſtein, G. m. b. H. in Rendsburg, für den Bau der Teilſtrecke Izehbe-Elmshorn einer 60000 Volt⸗ 
Leitung von Itzehoe über Ueterſen nach Schulau 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 43 ©. 363, ausgegeben am 22. Oktober 1927; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Oktober 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Clektrizitätswerk Sachſen⸗Anhalt, Aktiengeſell⸗ 
ſchaft in Halle a. d. S., für den Bau je einer 10 000 Volt⸗Doppelleitung von Roitzſch über Brehna 
nach Landsberg und von Roitzſch nach Delitzſch 
durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 44 S. 235, ausgegeben am 29. Oktober 19277 
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3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. Oktober 1927 


über die Ausdehnung des den Vereinigten Elektrizitätswerken Weſtfalen, G. m. b. H. in Dortmund, 
für die Dauer von fünf Jahren verliehenen Enteignungsrechts für die Leitung und Verteilung 
elektriſchen Stromes auf den Stadtkreis Bochum - ; 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 46 S. 250, ausgegeben am 12. November 1927; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. Oktober 1927 


über die Genehmigung der Beſchlüſſe des XXVIII. Generallandtags der Schleſiſchen Landſchaft 
über 


15 Fr 1 eines Darlehns der Schleſiſchen Landſchaft bei der Schleſiſchen Landſchaft⸗ 
ichen Bank, 
2. die Satzung der Schleſiſchen Landſchaft für die 2. Emiſſion 7 prozentiger Schleſiſcher Land⸗ 
ſchaftlicher Goldpfandbriefe, 
3. die Erhöhung des Stammkapitals der Schleſiſchen Landſchaftlichen Bank, 
4. den Nachtrag zur Satzung der Schleſiſchen Landſchaftlichen Bank 
ſowie über die Genehmigung zur Ausgabe von 7 prozentigen „Schleſiſchen landſchaftlichen Gold⸗ 


pfandbriefen“ und zur Ausgabe von 6 prozentigen, auf Dollar lautenden Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber 


durch das Amtsblatt der Regierung in Breslau Nr. 42 S. 382, ausgegeben am 15. Oktober 19277 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. Oktober 1927 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Elektriſche Kleinbahn im Mansfelder Bergrevier, 
Aktiengeſellſchaft in Halle a. d. S., für den Bau einer 10 000 Volt⸗Leitung vom Bahnhofe Mansfeld 
nach Helfta mit Abzweigungen nach Benndorf, Helbra, Ziegelrode, Ahlsdorf, Hergisdorf, Kreisfeld, 
Wimmelburg und Wolferode 


durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 45 S. 239, ausgegeben am 5. November 1927; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. Oktober 1927 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Neuß für den Bau der links⸗ 
ſeitigen Rampe und der Zufuhrſtraßen der neuen Rheinbrücke Düſſeldorf⸗Hamm-Neuß 


durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 46 S. 297, ausgegeben am 19. November 1927; 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Oktober 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Marl für den Ausbau des Mühlen⸗ 
wegs ARE f 3 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 45 S. 265, ausgegeben am 5. November 1997; 


8. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. Oktober 1927 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Eilveſe, G. m. b. H. in Berlin, für den Betrieb 
der Großfunkſtelle Eilvefe und der dazugehörigen Empfangsanlage in Hagen 


durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 44 S. 250, ausgegeben am 5. November 1927; 


9. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Oktober 1927 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Kreis Mettmanner Straßenbahnen, G. m. b. H. 
in Eſſen, für den Bau und Betrieb einer vollſpurigen, elektriſch zu betreibenden Schienenver- 
bindung von Mettmann nach Wülfrath 


durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 44 S. 290, ausgegeben am 5. November 1927; 


10. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. Oktober 1927 


über die Verleihung des Rechtes zur dauernden Beſchränkung von Grundeigentum an die Stadt⸗ 
gemeinde Quedlinburg für die Sicherung der Waſſerverſorgung der Stadt Quedlinburg 


durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 47 S. 198, ausgegeben am 19, November 1927; 


11. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. November 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Hersfeld für die Verlegung des Land- 
wegs Heimboldshauſen- Berka 
durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 46 S. 263, ausgegeben am 19. November 1927. 
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